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Text 

2. Abschnitt 

Besondere Verfahrensregeln für das 3. bis 6. und das 12. bis 15. Hauptstück 

Verfahren vor den österreichischen Vertretungsbehörden in Visaangelegenheiten 

§ 11. (1) In Verfahren vor österreichischen Vertretungsbehörden haben Antragsteller unter Anleitung 
der Behörde die für die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und 
Beweismittel selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex 
sinngemäß anzuwenden. Der Antragssteller hat über Verlangen der Vertretungsbehörde vor dieser 
persönlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 
letzter Satz AVG gilt nur für in Österreich zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Personen. Die 
Vertretungsbehörde hat nach freier Überzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen 
anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich 
Rechnung trägt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu 
einer abschließenden Stellungnahme hatte. 

(2) Partei in Verfahren vor der Vertretungsbehörde ist ausschließlich der Antragssteller. 

(3) Die Ausfertigung bedarf der Bezeichnung der Behörde, des Datums der Entscheidung und der 
Unterschrift des Genehmigenden; an die Stelle der Unterschrift kann das Siegel der Republik Österreich 
gesetzt werden, sofern die Identität des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist. Die Zustellung hat 
durch Übergabe in der Vertretungsbehörde oder, soweit die internationale Übung dies zulässt, auf 
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postalischem oder elektronischem Wege zu erfolgen; ist dies nicht möglich, so ist die Zustellung durch 
Kundmachung an der Amtstafel der Vertretungsbehörde vorzunehmen. 

(4) Vollinhaltlich ablehnende Entscheidungen gemäß Abs. 1 betreffend Visa D sind schriftlich in 
einer Weise auszufertigen, dass der Betroffene deren Inhalt und Wirkung nachvollziehen kann. Dem 
Betroffenen sind die Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit, die der ihn 
betreffenden Entscheidung zugrunde liegen, genau und umfassend mitzuteilen, es sei denn, dass Gründe 
der Sicherheit der Republik Österreich dieser Mitteilung entgegenstehen. In der schriftlichen 
Ausfertigung der Begründung ist auch die Rechtsmittelinstanz anzugeben. 

(5) Für die Berechnung von Beginn, Lauf und Ende von Fristen (§ 33 AVG) gelten die Wochenend- 
und Feiertagsregelungen im Empfangsstaat. 

(6) Kann dem Antrag auf Erteilung eines Visums D auf Grund zwingender außenpolitischer 
Rücksichten oder aus Gründen der nationalen Sicherheit nicht stattgegeben werden, so ist die 
Vertretungsbehörde ermächtigt, sich auf den Hinweis des Vorliegens zwingender Versagungsgründe zu 
beschränken. Der maßgebliche Sachverhalt muss auch in diesen Fällen im Akt nachvollziehbar sein. 

(7) Der Fremde hat im Antrag auf Erteilung eines Visums D den jeweiligen Zweck und die 
beabsichtigte Dauer der Reise und des Aufenthaltes bekannt zu geben. Der Antrag ist zurückzuweisen, 
sofern der Antragsteller, ausgenommen die Fälle des § 22 Abs. 3 FPG, trotz Aufforderung und Setzung 
einer Nachfrist kein gültiges Reisedokument oder gegebenenfalls kein Gesundheitszeugnis vorlegt oder 
wenn der Antragsteller trotz entsprechenden Verlangens nicht persönlich vor der Behörde erschienen ist, 
obwohl in der Ladung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde. 

(8) Minderjährige Fremde, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, können bei Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters die Erteilung eines Visums selbst beantragen. 
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